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Niederschrift 

über die 28. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 11. Dezember 2014, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Stefan Kortmann, Vorsitzender, CDU 

Doğan Aydın, Mitglied, SPD 

Dietmar Bürger, Mitglied, SPD (Vertretung für Enrico Schäfer) 

Esther Kalveram, Mitglied, SPD (Vertretung für Dr. Manuel Eichler) 

Norbert Sprafke, Mitglied, SPD 

Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne 

Thomas Koch, Mitglied, B90/Grüne 

Dorothee Köpp, Mitglied, B90/Grüne 

Wolfram Kieselbach, Mitglied, CDU 

Birgit Trinczek, Mitglied, CDU 

Axel Selbert, Mitglied, Kasseler Linke 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Jörg-Peter Bayer, Stadtverordneter, Piraten 

Luigi Zisa, Vertreter des Ausländerbeirates 

Carola Hiedl, Vertreterin des Behindertenbeirates 

 

Magistrat 

Jürgen Kaiser, Bürgermeister, SPD 

 

Schriftführung 

Andrea Herschelmann, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Frank Oberbrunner, 1. stellvertretender Vorsitzender, FDP 

Gabriele Jakat, Mitglied, SPD 

Dieter Pfeiffer, Vertreter des Seniorenbeirates 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Kirsten Wagner, Rechtsamt 

Nina Djamali, Rechtsamt 

Jennifer Kellotat, Rechtsamt, 

Manfred Niepel, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt 

Dorothée Rhiemeier, Kulturamt 
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Ferdinand Peter, Rechtsamt 

Michael Schreyer, Kämmerei und Steuern 

Bernd Reyer, Kämmerei und Steuern 

 

Tagesordnung: 

 

1. Abschluss eines Vertrages mit der  

Brüder Grimm-Gesellschaft 

101.17.1488 

2. Satzung zur Änderung der Satzung der Abfallwirtschaft im 

Gebiet der Stadt Kassel (Abfallwirtschafts- und  

-gebührensatzung) vom 25.06.2012 in der Fassung der 

Ersten Änderung vom 09.12.2013 (Zweite Änderung) 

101.17.1507 

3. KVV Kasseler Verkehrs- und Versorgungs- GmbH 

Verlängerung des Konsolidierungsvertrages 

101.17.1511 

4. Erhebung von Kosten für Amtshandlungen im 

Zusammenhang mit der Gewinnung von Frischfleisch 

hier: Ankündigungsbeschluss 

101.17.1514 

5. Wohnungseinbrüche und Diebstähle 101.17.1494 

6. Rechtliche Basis für Bewohnerparkausweise 101.17.1495 

 

Vorsitzender Kortmann eröffnet die mit der Einladung vom 3. Dezember 2014 

ordnungsgemäß einberufene 28. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Recht, 

Sicherheit, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 

 

Zur Tagesordnung 

Vorsitzender Kortmann gibt bekannt, dass es sich bei  

Tagesordnungspunkt 5 Wohnungseinbrüche und Diebstähle, 101.17.1494, um eine 

Anfrage der CDU-Fraktion handelt und nicht, wie versehentlich in der Einladung 

benannt, um eine Anfrage der FDP-Fraktion. 

Die Tagesordnung wird von Vorsitzendem Kortmann festgestellt. 

 

 

1. Abschluss eines Vertrages mit der Brüder Grimm-Gesellschaft 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1488 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Die Stadtverordnetenversammlung stimmt dem Abschluss des als 

Anlage beigefügten Vertrages mit der Brüder Grimm-Gesellschaft zu. 
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2. Die notwendigen Haushaltsmittel in Höhe von 900.000 € werden im 

Rahmen der Veränderungsliste 1 zum Haushalt 2015 auf dem 

Sachkonto 062 10 10, Kostenstelle 410 00 302, Investitionsnummer 

410 0540 300, in 2015 ff. in 6 Jahresraten zu 150.000 € zur Verfügung 

gestellt. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: Kasseler Linke  

Abwesend: FDP, Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  

 

Beschluss 

 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Abschluss eines Vertrages mit der  

Brüder Grimm-Gesellschaft, 101.17.1488, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Esther Kalveram 

 

 

 

2. Satzung zur Änderung der Satzung der Abfallwirtschaft im Gebiet der Stadt 

Kassel (Abfallwirtschafts- und -gebührensatzung) vom 25.06.2012 in der 

Fassung der Ersten Änderung vom 09.12.2013 (Zweite Änderung) 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1507 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur Änderung der 

Abfallwirtschaft im Gebiet der Stadt Kassel (Abfallwirtschafts- und  

-gebührensatzung) vom 25.06.2012 in der Fassung der Ersten Änderung vom 

09.12.2013 (Zweite Änderung) in der aus der Anlage zu dieser Vorlage 

ersichtlichen Fassung.“ 
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Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: FDP, Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  

 

Beschluss 

 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung zur Änderung der Satzung der 

Abfallwirtschaft im Gebiet der Stadt Kassel (Abfallwirtschafts- und  

-gebührensatzung) vom 25.06.2012 in der Fassung der Ersten Änderung vom 

09.12.2013 (Zweite Änderung), 101.17.1507, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Andreas Jürgens 

 

 

3. KVV Kasseler Verkehrs- und Versorgungs- GmbH 

Verlängerung des Konsolidierungsvertrages 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1511 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Der Verlängerung des bestehenden Konsolidierungsvertrages mit der KVV 

wird nach Maßgabe des beigefügten Entwurfs des 2. Nachtrags zugestimmt. 

 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 

rechtsverbindlich abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme 

etwaiger redaktioneller Ergänzungen, Änderungen, Streichungen oder 

Klarstellungen. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: FDP, Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  
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Beschluss 

 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. KVV Kasseler Verkehrs- und Versorgungs- GmbH 

Verlängerung des Konsolidierungsvertrages, 101.17.1511, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Wolfram Kieselbach 

 

4. Erhebung von Kosten für Amtshandlungen im Zusammenhang mit der 

Gewinnung von Frischfleisch 

hier: Ankündigungsbeschluss 

Vorlage des Magistrats 

- 101.17.1514 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Ankündigungsbeschluss in 

der aus der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: FDP, Demokratie erneuern/Freie Wähler 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 
 

Dem Antrag des Magistrats betr. Erhebung von Kosten für Amtshandlungen im 

Zusammenhang mit der Gewinnung von Frischfleisch  

hier: Ankündigungsbeschluss, 101.17.1514, wird zugestimmt. 
 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Axel Selbert 
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5. Wohnungseinbrüche und Diebstähle 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.17.1494 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

Welche Maßnahmen hat der Magistrat ergriffen, um die Hessische Polizei bei 

ihrer Kampagne zur Vorbeugung von Wohnungseinbrüchen und Diebstählen 

und Ähnlichem zu unterstützen? 

 

Bürgermeister Kaiser beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche Antwort als 

Anlage zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann 

die Anfrage für erledigt. 

 

 

6. Rechtliche Basis für Bewohnerparkausweise 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.17.1495 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie kann bei der eindeutigen Regelung der geltenden 

Verwaltungsvorschrift  „[…]Einen Anspruch auf Erteilung hat, wer in dem 

Bereich meldebehördlich registriert ist und dort tatsächlich wohnt.[…]“ ein 

Ermessenspielraum  abgeleitet werden?  

Quelle: Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung 

(VwV-StVO) Vom 22. Oktober 1998 In der Fassung vom 17. Juli 2009 Zu § 

45 Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen X. Sonderparkberechtigung 

für Bewohner städtischer Quartiere mit erheblichem Parkraummangel 

(Bewohnerparkvorrechte) 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-

internet.de/bsvwvbund_26012001_S3236420014.htm 

 

 

 

 

 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26012001_S3236420014.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26012001_S3236420014.htm
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2. Wie bewertet der Magistrat das Verwaltungshandeln der 

Straßenverkehrsbehörde, wenn es nach dieser bindenden Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrsordnung keine rechtliche Basis 

für einen Ermessenspielraum gibt? 

3. Wird der Magistrat dafür Sorge tragen, das zusätzliche, zum Teil nicht zu 

erbringende, Anforderungen jenseits der Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrsordnung künftig nicht mehr von 

Antragsteller*innen eingefordert werden?  

 

Stadtverordneter Selbert, Fraktion Kasseler Linke, erläutert die Anfrage seiner 

Fraktion, die im Anschluss von Bürgermeister Kaiser beantwortet wird. Die 

schriftliche Beantwortung wird von Bürgermeister Kaiser als Anlage zur 

Niederschrift zugesagt. 

 

Nach Beantwortung durch Bürgermeister Kaiser erklärt Vorsitzender Kortmann 

die Anfrage für erledigt. 

 

 

 

Ende der Sitzung: 17:12 Uhr 

 

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Andrea Herschelmann 

Vorsitzender Schriftführerin 
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